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Ziel und Hintergrund 

Diese Studie soll einen Überblick über die Situation von Opfern geschlechtsspezifischer Gewalt in den 
27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU-27) bieten. Zu diesem Zweck werden die rechtlichen und 
politischen Bestimmungen sowie ihre Umsetzung analysiert, wobei der Schwerpunkt auf Frauen und Kindern 
als Opfer liegt. Zur Bewertung der Situation wurden die Referenzwerte im Übereinkommen des Europarats zur 
Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (Istanbul-Konvention) 
herangezogen – dem einzigen internationalen Instrument, mit dem rechtsverbindliche Standards zur 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt unter Verfolgung eines ganzheitlichen und 
geschlechtersensiblen Ansatzes festgesetzt werden.  

Ziel der Studie ist es, das Europäische Parlament bei seinen Anstrengungen zur Angleichung der Gesetze und 
Strategien der Mitgliedstaaten zur Verhütung und Bekämpfung geschlechtsspezifischer Gewalt zu 
unterstützen. In der Studie wird bewertet, ob die derzeitigen Defizite mit der von der Kommission 
vorgeschlagenen Richtlinie zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (im Folgenden 
die „vorgeschlagene Richtlinie“), die im März 2022 veröffentlicht wurde, beseitigt werden. Ferner werden vor 
dem Hintergrund der in der vorgeschlagenen Richtlinie enthaltenen Maßnahmen Empfehlungen 
ausgesprochen.  

Methoden  

Die Studie basiert in erster Linie auf Sekundärforschung. Ferner wurden von der Kommission im Rahmen ihrer 
Initiative zum Vorschlag neuer Rechtsvorschriften zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt in Auftrag gegebene Forschungsarbeiten herangezogen. Ergänzend zu den gewonnenen 
Erkenntnissen wurden nationale Vertreter der Polizei befragt und die zugrunde liegenden politischen und 
rechtlichen Regelungen analysiert, damit sichergestellt ist, dass die Erkenntnisse auch neue Entwicklungen 
widerspiegeln.   

                                                             
1  Volltext der Studie in englischer Sprache abrufbar unter: 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738126/IPOL_STU(2022)738126_EN.pdf 

KURZFASSUNG 

Diese von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des Europäischen 
Parlaments auf Ersuchen des FEMM-Ausschlusses in Auftrag gegebene Studie bietet einen Überblick über 
die in den 27 Mitgliedstaaten geltenden rechtlichen Regelungen für Opfer geschlechtsspezifischer Gewalt 
(einschließlich Kindern). Sie umfasst eine Analyse der in den Mitgliedstaaten und auf Ebene der EU 
ergriffenen Maßnahmen sowie Empfehlungen zur Verhinderung und Bekämpfung geschlechtsspezifischer 
Gewalt.  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738126/IPOL_STU(2022)738126_EN.pdf
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Wichtigste Erkenntnisse 

In der Studie werden sechs Themenbereiche analysiert: Strafrechtliche Regelungen; Verfahrensrechtliche 
Regelungen; Opferhilfe; Zusammenarbeit mit Fachkräften; Präventions- und Entschädigungsmaßnahmen; 
Datenerhebungsmethoden und finanzielle Ressourcen. In all diesen Bereichen wurden Defizite festgestellt; 
viele dieser Defizite sollten mit der vorgeschlagenen Richtlinie allerdings beseitigt werden. Daher sollen die in 
dieser Studie enthaltenen Empfehlungen die vorgeschlagenen Maßnahmen auch nicht ersetzen, sondern auf 
sie aufbauen, damit geschlechtsspezifische Gewalt noch wirksamer verhütet und bekämpft werden kann.  

Bei den strafrechtlichen Regelungen zeigte sich, dass es in der EU Unterschiede bei der strafrechtlichen 
Behandlung verschiedener Formen geschlechtsspezifischer Gewalt gibt, einschließlich bei der Frage, ob die 
Gewalt jeweils direkt strafbar ist oder als erschwerender Umstand gewertet wird. Der Schwerpunkt der 
vorgeschlagenen Richtlinie liegt auf der Unterstrafestellung von Gewalt gegen Frauen im Internet. In diesem 
Zusammenhang wird eine umfassendere Herangehensweise und die Einführung von geschlechtsspezifischer 
Gewalt als neuer Kriminalitätsbereich gemäß Artikel 83 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) empfohlen, da es sich um eine besonders schwere Form der Kriminalität mit 
grenzüberschreitender Dimension handelt.  

Die verfahrensrechtlichen Regelungen im Bereich geschlechtsspezifische Gewalt unterscheiden sich 
erheblich, was vermutlich an der eingeschränkten Kompetenz der EU in diesem Bereich liegt. Bei den 
Verfahrensvorschriften zur Beweislast gibt es Unterschiede, wobei die Beweislast in zwölf Mitgliedstaaten hoch 
ist bzw. dem Ermessen unterliegt, was eine Verurteilung unwahrscheinlicher macht. Die Strafen unterscheiden 
sich ebenfalls erheblich und gelten weithin als nicht abschreckend genug. In nur sechs Mitgliedstaaten ist 
gewährleistet, dass Gewalt bei Sorgerechtsentscheidungen berücksichtigt wird, was bedeutet, dass in anderen 
Mitgliedstaaten die Gefahr besteht, dass Kinder aufgrund des fortgesetzten Kontakts zum Täter Gewalt 
erfahren. Nur in Spanien gibt es einen speziell mit geschlechtsspezifischer Gewalt befassten Gerichtshof und 
es hat sich gezeigt, dass das Expertenwissen von Fachleuten zu einer verstärkten Strafverfolgung und zu 
höheren Verurteilungsraten führt. Die vorgeschlagene Richtlinie enthält keine Maßnahmen zum 
Verfahrensrecht, das weitgehend außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der EU liegt. In der Studie wird die 
Umkehr der Beweislast bei sexueller Belästigung empfohlen, d. h., dass der Arbeitgeber beweisen muss, dass 
keine Diskriminierung vorliegt (1F

2). Zudem werden weitere, in den Mitgliedstaaten zu ergreifende Maßnahmen 
zur Verringerung der Beweislast und zur besseren Schulung von Richtern empfohlen, um für abschreckende 
Strafen und die Anwendung bewährter Verfahren bei Sorgerechtsentscheidungen zu sorgen.  

In der Opferschutzrichtlinie (2012/29/EU) sind Maßnahmen zum Schutz von Opfern in Gerichtsverfahren 
festgehalten. Allerdings fehlen Schlüsselmaßnahmen zur Umsetzung dieser Bestimmungen und es wird 
empfohlen, dass die Mitgliedstaaten hier Abhilfe schaffen. Beispielsweise besteht in nur acht Mitgliedstaaten 
die gesetzliche Pflicht, die Interaktion von Opfern mit dem Justizsystem auf ein Mindestmaß zu begrenzen. 
Weitere wichtige Schutzmaßnahmen wie Eilschutzanordnungen gibt es in nur 18 Mitgliedstaaten; mittel- und 
langfristige Schutzanordnungen stehen hingegen in allen Mitgliedstaaten zur Verfügung. Mit der 
vorgeschlagenen Richtlinie wird die Verfügbarkeit von Eilschutzanordnungen verbessert und die Missachtung 
dieser Anordnungen unter Strafe gestellt. Bei den Empfehlungen geht es daher in erster Linie darum, dass die 
Mitgliedstaaten die festgestellten Defizite bei der Umsetzung durch Schulung der Polizeikräfte beseitigen. 

Gemessen an den vom Europarat vorgegebenen Zielen mangelt es in vielen EU-Staaten an Zugang zu 
Unterstützungsdiensten für Opfer, darunter Notunterkünfte und Krisenzentren für Opfer von 
Vergewaltigungen. In der Opferschutzrichtlinie (2012/29/EU) ist ausdrücklich festgehalten, dass Opfern 
geschlechtsspezifischer Gewalt allgemeine und spezialisierte Unterstützungsdienste zur Verfügung zu stellen 
sind. Die vorgeschlagene Richtlinie baut hierauf auf, indem Formen der spezialisierten Unterstützung (z. B. 
Krisenzentren für Opfer von Vergewaltigung) spezifiziert werden und eine stärker zielgerichtete Unterstützung 
von bestimmten Opfergruppen vorgeschrieben wird. Die in der Studie enthaltene Empfehlung zielt auf die 
Festlegung von Zielen für den Umfang der Bereitstellung dieser Dienste ab. 

                                                             

(2)  Europäische Kommission: Evaluierung der Bestimmungen der Richtlinie 2006/54/EG zur Verwirklichung des im Vertrag verankerten 
Grundsatzes des „gleichen Entgelts bei gleicher Arbeit“. Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union, Luxemburg, 2010, S . 25–
27.  

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1839-Evaluation-of-the-provisions-in-the-Directive-2006-54-EC-implementing-the-Treaty-principle-on-equal-pay_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1839-Evaluation-of-the-provisions-in-the-Directive-2006-54-EC-implementing-the-Treaty-principle-on-equal-pay_de
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Die Unterstützung von Opfern bei der Meldung von Straftaten – und damit die Senkung der Dunkelziffer – 
wird durch Vertraulichkeitsregeln erschwert, die dafür sorgen, dass Meldungen von dritter Seite durch 
Fachkräfte nur eingeschränkt möglich sind. Gleichermaßen ist es für manche Opfer möglicherweise einfacher, 
geschlechtsspezifische Gewalt online zu melden; allerdings gibt es nur in zwei Mitgliedstaaten einen 
Mechanismus zur Online-Meldung mit spezifischen, geschlechtsspezifische Gewalt betreffenden 
Bestimmungen. Aktuelle Defizite werden mit umfassenden Maßnahmen in der vorgeschlagenen Richtlinie 
beseitigt und in der Studie werden keine weiteren Empfehlungen ausgesprochen.  

Sensibilisierungskampagnen zur Bekämpfung negativer geschlechtsspezifischer Rollenbilder, Ideen und 
Haltungen, die für eine Fortdauer geschlechtsspezifischer Gewalt sorgen, sind ein zentrales Mittel zur 
Verhütung geschlechtsspezifischer Gewalt. Die Mitgliedstaaten haben die Pflicht, über die in der 
Opferschutzrichtlinie (2012/29/EU) verankerten Rechte, die insbesondere auch für Opfer 
geschlechtsspezifischer Gewalt gelten, zu informieren. Die vorgeschlagene Richtlinie baut hierauf auf und 
enthält stärker zielgerichtete Vorschriften; den Erkenntnissen zufolge könnte dies jedoch mit Bestimmungen 
zur Regelmäßigkeit und zum Finanzierungsumfang solcher Sensibilisierungskampagnen sowie zur 
Thematisierung verschiedener Formen geschlechtsspezifischer Gewalt weiter gestärkt werden. In den 
Empfehlungen werden auch regelmäßige EU-spezifische Kampagnen gefordert, die sich derzeit in erster Linie 
auf internationale Anstrengungen gründen.  

Täterprogramme, die auf Verhaltensänderungen der Täter abzielen, sind im EU-Recht nicht spezifisch 
geregelt, es gibt sie jedoch in allen Mitgliedstaaten, mit Ausnahme von Ungarn. Allerdings gibt es Unterschiede 
bei der Verfügbarkeit der Programme und bei den Maßnahmen zur Sicherstellung ihrer Inanspruchnahme. In 
der vorgeschlagenen Richtlinie wird mit der Einführung einer Pflicht für die Mitgliedstaaten, gezielte und 
wirksame Täterprogramme einzurichten, ein entscheidender Schritt gemacht. 

In allen Mitgliedstaaten gibt es Gesetze, die den Zugang von Opfern geschlechtsspezifischer Gewalt zu 
Entschädigung durch den Täter und den Staat als eine Form der Wiedergutmachung vorsehen. Mit der 
vorgeschlagenen Richtlinie wird der Zugang zu Entschädigung durch den Täter gestärkt, indem 
Mindestvorschriften für die Leistung einer solchen Entschädigung festgelegt werden. Allerdings wird der 
Zugang zu Entschädigung bisweilen durch für Entschädigungsansprüche geltende Kriterien eingeschränkt, 
insbesondere bei nicht-physischen Formen vorsätzlicher Gewalttaten. Hier wird empfohlen, auf Ebene der 
Mitgliedstaaten im Einklang mit der Entschädigungsrichtlinie (2004/80/EG) Abhilfe zu schaffen. 

Daten zu geschlechtsspezifischer Gewalt können entscheidende Informationen zur gegenwärtigen Situation 
liefern und die Bewertung der Wirksamkeit geltender Maßnahmen erleichtern. Administrative Daten von 
Polizei und Justiz geben Aufschluss über die Meldungs-, Verfolgungs- und Verurteilungsrate in Fällen 
geschlechtsspezifischer Gewalt. Allerdings gibt es in den Mitgliedstaaten Unterschiede bei den Formen 
geschlechtsspezifischer Gewalt, die erfasst werden, und eine Harmonisierung administrativer Daten auf EU-
Ebene ist aufgrund der unterschiedlichen Definitionen schwierig. Bevölkerungserhebungen können ein 
umfassenderes Bild von der Verbreitung geschlechtsspezifischer Gewalt liefern, da viele Fälle nicht gemeldet 
werden und nicht in die administrativen Daten einfließen. Auf EU-Ebene ist geplant, eine 2014 von der Agentur 
der Europäischen Union für Grundrechte (FRA) durchgeführte europaweite Erhebung im Zeitraum 2022–2023 
erneut durchzuführen. Die vorgeschlagene Richtlinie enthält umfassende Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Erhebung und Harmonisierung administrativer Daten sowie eine Bestimmung, nach der alle fünf Jahre eine EU-
weite Bevölkerungserhebung durchzuführen ist. Aufgrund der umfassenden Natur dieser Maßnahmen werden 
in dieser Studie keine weiteren Empfehlungen ausgesprochen.   

Es liegen nur sehr wenige Informationen zur Höhe der finanziellen Mittel vor, die spezifisch für den Bereich 
geschlechtsspezifische Gewalt bereitgestellt werden; Experten zufolge reichen die Mittel angesichts des 
Ausmaßes des Problems und der von ihm verursachten Kosten jedoch nicht aus. Die vorgeschlagene Richtlinie 
sieht vor, dass „ausreichende Ressourcen“ für spezialisierte Unterstützungsdienste, Untersuchungen und die 
Strafverfolgung bereitzustellen sind. Schwerpunkt der Empfehlungen in der Studie ist die Sicherstellung einer 
ganzheitlichen Finanzierung in allen einschlägigen Bereichen.  
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